
 

 

Aufgaben, Information und Beiziehung des Gefahrgutbeauftragten 

 

Sicherheitsberater (Gefahrgutbeauftragte) laut Gefahrgutbeförderungsgesetz – GGBG 

§ 11. (1) Unternehmen, deren Tätigkeiten die Beförderung gefährlicher Güter nach den gemäß § 2 Z 

1 bis 3 in Betracht kommenden Vorschriften oder das mit dieser Beförderung zusammenhängende 

Befüllen oder Verpacken sowie Be- oder Entladen, mit Ausnahme des Entladens am endgültigen 

Bestimmungsort, umfassen, haben eine oder mehrere qualifizierte Personen mit deren Zustimmung 

als Sicherheitsberater für die Gefahrgutbeförderung (Gefahrgutbeauftragte) zu benennen. Diese 

Verpflichtung gilt nicht für Unternehmen, deren Tätigkeiten sich auf die Beförderung gefährlicher 

Güter in Mengen erstrecken, die unterhalb der für den jeweiligen Verkehrsträger in 1.8.3.2 lit. a ADR 

oder ADN oder 1.8.3.2 lit. b RID verwiesenen Grenzwerte liegen. Die Unternehmen haben dem 

Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie binnen eines Monats nach Benennung oder 

Änderung der Benennung Namen und Geburtsdatum der betreffenden Gefahrgutbeauftragten, 

Ausstellungsstaat und Nummer des Schulungsnachweises, den Beginn und gegebenenfalls das Ende 

von deren Funktionsdauer sowie allfällige Einschränkungen ihres Aufgabengebiets mitzuteilen. Der 

Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie darf Auskünfte über diese Meldungen nur 

Unternehmen und Gefahrgutbeauftragten in ihren eigenen Angelegenheiten sowie den Kontroll- und 

Strafbehörden erteilen. 

(2) Gefahrgutbeauftragte haben unter der Verantwortung der Unternehmensleitung die in den 

gemäß § 2 in Betracht kommenden Vorschriften genannten Aufgaben zu erfüllen. Jahresberichte sind 

spätestens bis zum Ende des sechsten auf das Berichtsjahr folgenden Monats zu erstellen. Soweit die 

genannten Vorschriften nicht anderes bestimmen, sind Jahres- und Unfallberichte der Behörde nur 

auf deren Verlangen vorzulegen. 

(3) Die Unternehmensleitung ist verpflichtet, Gefahrgutbeauftragte bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben zu unterstützen, ihnen hierfür ausreichend Zeit während der Arbeitszeit zu gewähren und 

ihnen die erforderlichen Hilfsmittel sowie Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zur Verfügung zu 

stellen. Die näheren Einzelheiten hinsichtlich der Ausbildung, insbesondere der Anerkennung und 

Durchführung von Schulungen, Qualifikation des Lehrpersonals und Prüfungen, sowie Kostentragung, 

Gewährung von Freizeit unter Fortzahlung des Lohnes und sonstiger Unterstützungsmaßnahmen für 

unternehmensinterne Gefahrgutbeauftragte werden durch Verordnung geregelt. 

(4) Gefahrgutbeauftragte müssen Inhaber eines für den oder die betreffenden Verkehrsträger 

gültigen Schulungsnachweises gemäß den nach § 2 in Betracht kommenden Vorschriften sein. Zur 

Erlangung des Nachweises ist eine Schulung zu absolvieren, nach der durch Bestehen einer Prüfung 

über die in den gemäß § 2 in Betracht kommenden Vorschriften vorgesehenen Sachgebiete die zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Kenntnisse nachgewiesen werden. 

(5) Der Nachweis hat eine Geltungsdauer von fünf Jahren. Sie wird automatisch um jeweils fünf Jahre 

verlängert, wenn der Inhaber des Nachweises im letzten Jahr der Gültigkeit an einer 

Fortbildungsschulung teilgenommen und eine Prüfung bestanden hat. 
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